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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Im November 2014 beschloss der Bundesrat, die Obergrenze für den versicherten Lohn
in der obligatorischen Unfallversicherung per Anfang 2016 anzuheben. Der
Höchstbetrag ist massgebend für die Berechnung von Prämien und Leistungen der
Unfallversicherung. Ausserdem dient er zur Festsetzung der Beiträge und Leistungen
der Arbeitslosenversicherung (ALV) und der Taggelder der Invalidenversicherung (IV).
Gegenwärtig liegt die Obergrenze bei einem Jahreslohn von CHF 126‘000, ab 2016 soll
sie bei CHF 148‘200 liegen. Die Änderung war aufgrund der Lohnsteigerung in den
letzten Jahren nötig geworden, damit erneut, wie gesetzlich vorgeschrieben,
mindestens 92% der Versicherten zu ihrem vollen Lohn versichert sind. Der
Gewerbeverband kritisierte die Erhöhung und forderte eine Entkoppelung der IV und
ALV von der Unfallversicherung: Bei ersteren komme es durch die Anhebung der
Lohnobergrenze zu Mehreinnahmen und Mehrausgaben, was einem versteckten
Sozialausbau entspreche. Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) wehrte sich
gegen eine Entkoppelung und betonte, alle drei Sozialwerke müssten für eine gute
Abdeckung bei einem "überwiegenden Teil" der Erwerbstätigen sorgen, was auch
Personen mit einem Jahreslohn von mehr als CHF 126‘000 umfasse. 1

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 12.11.2014
FLAVIA CARONI

Im Juni 2019 legte der Bundesrat in der Verordnung über den Allgemeinen Teil des
Sozialversicherungsrechts (ATSV) die Leitplanken für die von den Stimmbürgerinnen
und Stimmbürgern bestätigte Überwachung von Versicherten fest. Darin regelte er
zahlreiche Elemente, welche die Referendumsführenden im Gesetz vermisst hatten. So
definierte er unter anderem den Bereich, in dem Observationen durchgeführt werden
dürfen. Dabei präzisierte er die Formulierung aus dem Gesetz, indem er klarstellte, dass
das Innere von Wohnhäusern, auch die durch ein Fenster einsehbaren Räume, sowie zu
Wohnhäusern gehörende Gärten und Vorplätze, die üblicherweise Blicken von aussen
entzogen sind, nicht zu den allgemein zugänglichen Orten oder den von allgemein
zugänglichen Orten aus frei einsehbaren Bereichen zählten. Auch die Verwendung von
Instrumenten zur Bild- und Tonaufnahme präzisierte er, indem er Instrumente, «die
das menschliche Seh- und Hörvermögen wesentlich erweitern» – ausdrücklich
erwähnte er Teleobjektive, Nachtsichtgeräte, Wanzen, Richtmikrofone und Drohnen –
von der Nutzung ausschloss. Für die die Überwachungen durchführenden Personen
setzte er Rechtskenntnisse, eine Observations-Aus- oder Weiterbildung sowie
genügend Erfahrung in der Personenüberwachung voraus, zudem dürfen sie «keine
relevanten Delikte mit einem Bezug zur bewilligungspflichtigen Tätigkeit» begangen
haben. Schliesslich definierte er Standards für die Führung, die Aufbewahrung und die
Vernichtung der Akten, unter anderem die Verpflichtung für die Sozialversicherungen,
die Betroffenen über eine erfolgte Observation zu informieren und ihnen eine Kopie
des vollständigen Observationsmaterials auszuhändigen. 
Unklar war zu diesem Zeitpunkt noch, ob der vom Bundesrat angestrebte
Inkraftsetzungstermin des 1. September 2019 tatsächlich möglich sei, zumal vor
Bundesgericht noch drei Abstimmungsbeschwerden hängig waren. 2

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 07.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

Im weiteren Verlauf der durch die Corona-Krise bedingten ausserordentlichen Lage
verfeinerte der Bundesrat die sozialversicherungspolitischen Massnahmen zur
Abfederung der Auswirkungen der Pandemie. 

Bezüglich der Massnahmen der ALV gab die Regierung Ende März 2020 eine Reihe von
Erleichterungen bekannt. So sollte vorerst auf einen Nachweis von Arbeitsbemühungen
durch Stellensuchende verzichtet, telefonische erste Beratungs- und Kontrollgespräch
der ALV ermöglicht, zur Verhinderung der Aussteuerung von Arbeitssuchenden während
der ausserordentlichen Lage maximal 120 zusätzliche Taggelder bewilligt und die
Rahmenfrist für den Leistungsbezug wenn nötig um zwei Jahre verlängert werden. 
Auch die Anmeldung und der Bezug von KAE wurden Ende März erleichtert: Die Frist zur
Voranmeldung wurde aufgehoben und die Bewilligungsdauer von KAE wurde von drei
auf sechs Monate erhöht. Anfang April erweiterte der Bundesrat den Zugang zu KAE
zudem auf Arbeitnehmende auf Abruf mit einem schwankenden Beschäftigungsgrad,

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.07.2020
ANJA HEIDELBERGER
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solange diese länger als sechs Monate im entsprechenden Unternehmen angestellt
waren. Damit erhoffte er sich, 200'000 Personen vor der Kündigung zu bewahren.
Zudem wurden Zwischenbeschäftigungen bei den KAE ab diesem Zeitpunkt nicht mehr
angerechnet, wodurch einerseits der administrative Aufwand für die Vollzugsorgane
gesenkt und andererseits offene Stellen in der Landwirtschaft, im Gesundheitsbereich
und in der Logistik besetzt werden sollten. Auch das Abrechnungsverfahren für KAE
wurde vereinfacht – dieses kann während der ausserordentlichen Lage summarisch
statt individuell vorgenommen werden –, damit die Anträge von mehr als 118'000
Unternehmen mit rund 1.34 Mio. Beschäftigten (Stand: 5.4.2020) verarbeitet werden
konnten. Schliesslich wurde auch die maximale Bezugsdauer von vier Monaten bei
einem Arbeitsausfall von über 85 Prozent aufgehoben.  
Mitte Mai kündigte der Bundesrat wieder einen schrittweisen Ausstieg aus den ALV-
Massnahmen an, welcher mit den Lockerungsetappen zur Öffnung der Wirtschaft
koordiniert sei. Ende Mai liefen die KAE-Bezugsmöglichkeiten für Personen in
arbeitgeberähnlicher Stellung, mitarbeitende Ehegatten und Lernende aus, zudem
wurde die Voranmeldefrist wieder eingeführt, zumal die Auswirkungen der Massnahmen
nun für die Unternehmen wieder abschätzbar seien, wie der Bundesrat begründete.
Weitere Verschärfungen nahm die Regierung Anfang Juli vor, als sie beispielsweise die
Karenzfrist von einem Tag und die Berücksichtigung von Überstunden wieder einführte.
Gleichzeitig verlängerte sie aber auch die Höchstbezugsdauer von KAE von 12 auf 18
Monate. 
Weitere grosse Änderungen nahm der Bundesrat in diesem Bereich Mitte August vor, als
er die Covid-19-Verordnung zur ALV änderte. Neu sollte diese bis maximal Ende 2022
gültig sein, sofern das Covid-19-Gesetz verabschiedet würde – ansonsten träte die
Verordnung per sofort ausser Kraft. Da gemäss Bundesrat aufgrund der wirtschaftlichen
Öffnung keine Ausnahmeregelungen mehr nötig seien und man grösstenteils zum
ursprünglichen System von KAE und Arbeitslosenentschädigungen zurückkehren könne,
bestand die Verordnung nur noch aus fünf Paragraphen: Durch die zusätzlichen
Taggelder musste auch die Rahmenfrist für den Leistungsbezug um bis maximal sechs
Monate verlängert werden. Ab September sollte der Arbeitsausfall bei
Kurzarbeitsentschädigungen wie vor den Corona-bedingten Erleichterungen nur noch
während maximal vier Abrechnungsperioden über 85 Prozent liegen dürfen. Um aber
die Sondersituation während der ausserordentlichen Lage zu berücksichtigen, werden
die entsprechenden Abrechnungsperioden zwischen dem 1. März und dem 31. August
nicht angerechnet. Für Berufsbildnerinnen und Berufsbildner sollte Zeit, welche sie für
die Ausbildung von Lernenden aufwendeten, als Arbeitsausfall im Sinne von KAE
angerechnet werden können. Damit sollte die Ausbildung der Jugendlichen
sichergestellt werden, die zu diesem Zeitpunkt ja bereits nicht mehr für KAE
angemeldet werden konnten. Damit die Vollzugsstellen die entsprechenden Anträge
noch vor Ende des Jahres im ordentlichen Verfahren behandeln können, sollte das
summarische Verfahren bis längstens Ende 2020 weitergeführt werden. 

Neben den Leistungen der ALV beschäftigte sich der Bundesrat während der
ausserordentlichen Lage auch mit der Finanzierung der ALV. Mitte Mai 2020 beantragte
er im Nachtrag IIa zum Voranschlag 2020 eine Zusatzfinanzierung für die ALV über CHF
14.2 Mrd., da die bis zu diesem Zeitpunkt ausbezahlten KAE für 1.94 Mio.
Arbeitnehmende an 190'000 Unternehmen zu sehr hohen, nicht budgetierten Ausgaben
geführt hätten. Um nun zu verhindern, dass die Schuldenbremse der ALV aufgrund
dieser hohen ungedeckten Ausgaben und damit eine Steigerung der Lohnprozente für
das Jahr 2021 um mindestens 0.3 Prozent ausgelöst wird, sei dieser Nachtragskredit
nötig, betonte der Bundesrat. Die Zusatzfinanzierung bedurfte überdies einer
rechtlichen Grundlage, welche durch eine dringliche, befristete Änderung des AVIG
geschaffen werden sollte. Nach einer verkürzten Vernehmlassung legte der Bundesrat
im August 2020 die Änderung dem Parlament vor, welches diese in der Herbstsession
ohne grossen Widerstand guthiess.

Neben der Kurzarbeit setzte der Bundesrat auch weiterhin auf Erwerbsersatz für
Selbständigerwerbende, kündigte aber bereits Ende April eine sukzessive Aufhebung
der Massnahmen an. Dennoch solle auch der Anspruch der Selbständigerwerbenden,
deren Betriebe Ende April oder Anfang Mai wieder öffnen konnten, bis zum 16. Mai
verlängert werden, zumal diese kaum ab dem ersten Tag ihre Dienstleistungen
vollständig erbringen könnten. Ihre Situation sei vergleichbar mit derjenigen der
indirekt von Corona betroffenen Selbständigerwerbenden, deren Anspruch ebenfalls
bis zum 16. Mai andauerte. Über den Mai hinaus Anspruch hätten weiterhin Personen in
Quarantäne sowie Personen, deren Kinder nicht von Dritten betreut werden können.
Mitte Juni, im Rahmen der Aufhebung der ausserordentlichen Lage, passte der
Bundesrat die Covid-19-Verordnung Erwerbsausfall an und präzisierte die geltenden
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Fristen: Anspruch auf EO könne somit nur noch bis zum 16. September geltend gemacht
werden, anschliessend fänden auch keine rückwirkenden Neuberechnungen aufgrund
von aktuelleren Steuerverfügungen mehr statt. Anfang September entschied der
Bundesrat, direkt und indirekt von Corona betroffene Selbständigerwerbende erneut
für Erwerbsersatzleistungen zuzulassen, obwohl deren Zugang erst Mitte Mai
ausgelaufen war, da viele Betriebe ihre Tätigkeit noch nicht wieder vollständig
aufgenommen hätten. Er dehnte den Anspruch gar auf in eigener Firma angestellte
Personen im Veranstaltungsbereich in Härtefallsituation aus. Mitte September und
somit kurz vor dem kommunizierten Stichtag für Anmeldungen für Erwerbsausfall
verlängerte der Bundesrat die Geltungsdauer der Covid-19-Verordnung Erwerbsausfall
erneut, jedoch nur für Personen in Quarantäne, für Eltern, deren Kinder nicht von
Dritten betreut werden können, sowie für Selbständigerwerbende, deren Betriebe
schliessen mussten oder deren Veranstaltungen verboten worden waren. 

Zusätzlich nahm der Bundesrat auch in weiteren Sozialversicherungsbereichen
Änderungen vor. Besonders relevant waren seine Massnahmen im BVG: Ende März
veranlasste er, dass Arbeitgebende zur Bezahlung ihrer BVG-Beiträge auf ihre
Arbeitgeberbeitragsreserven zurückgreifen dürfen. Für die Arbeitnehmenden hatte dies
keine Auswirkungen, es entlastete jedoch die Arbeitgebenden. Die grosse Anpassung
folgte sodann im Juli 2020, als der Bundesrat ein dringliches Geschäft (BRG 20.056)
einreichte, mit dem die Auffangeinrichtung BVG ihre Gelder zinsfrei bei der
Bundestresorie anlegen können sollte. Damit sollte verhindert werden, dass sich die
Situation der Auffangeinrichtung aufgrund der Negativzinsen weiter verschlechterte. 
Ende April entschied der Bundesrat zudem, zeitlich begrenzt auf die Erhebung von
Verzugszinsen auf Beitragszahlungen von verschiedenen Sozialversicherungen
(AHV/IV/EO/ALV) zu verzichten und somit Unternehmen und Selbständige zu entlasten.
Diese Regelung sollte rückwirkend ab dem 21. März und bis zum 30. Juni 2020 gelten. 
Bezüglich des KVG entschied sich die Regierung Mitte Juni schliesslich, die Kosten der
Coronatests zu übernehmen. Um bei einer Zunahme der Fallzahlen schnell reagieren zu
können, sei ein «engmaschiges Monitoring» nötig. Um zu verhindern, dass Personen,
bei denen die Kosten über die OKP abgerechnet werden und die ihre Franchise noch
nicht ausgeschöpft hatten oder den Selbstbehalt fürchteten, auf einen Test
verzichteten, sollte der Bund für die Kosten aufkommen. Einige Kantone hatten die
entsprechenden Kosten bereits zuvor übernommen. 3

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Im Juli 2016 entschied der Bundesrat auf Empfehlung der AHV/IV-Kommission, die
AHV- und IV-Renten fürs Jahr 2017 – zum ersten Mal überhaupt seit Einführung der
AHV 1948 – nicht zu erhöhen. Die Erhöhungen seien abhängig von der Lohn- und
Preisentwicklung; dieses Jahr würden die negative Teuerung sowie die schwache
Lohnentwicklung folglich keine Erhöhung rechtfertigen, erklärte der Bundesrat. Rein
rechnerisch wäre gemäss Stéphane Rossini, Präsident der Kommission, auch eine
Senkung der Renten möglich gewesen, eine solche sei aber nie zur Debatte gestanden.
SGB-Präsident Paul Rechsteiner (sp, SG) verwies darauf, dass bei diesem Entscheid die
Krankenkassenprämien nicht berücksichtigt würden, die durchschnittlich wieder um 5
Prozent stiegen. Aus diesem Grund sei ein Ja zur AHVplus-Initiative, über die im
September abgestimmt wird, nötig; die Rentenentwicklung hinke ansonsten der
Lohnentwicklung immer stärker hinterher. 4

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.01.2017
ANJA HEIDELBERGER

Wie von der Eidgenössischen AHV/IV-Kommission empfohlen, liess der Bundesrat die
AHV- und IV-Renten per 1. Januar 2018 unverändert. Die schwache Erhöhung der
Preis- und Lohnindizes würden keine Veränderung der Renten rechtfertigen, erklärte
er. Die AHV/IV-Minimalrente blieb somit bei CHF 1175, die Maximalrente bei CHF 2350
und auch verschiedene andere Leistungen und Beträge, die mithilfe der AHV-
Mindestrente berechnet werden, blieben auf dem Niveau von 2017. 5

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.01.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Zum ersten Mal seit 2015 erhöhte der Bundesrat per 1. Januar 2019 die AHV- und IV-
Renten. Aufgrund der Lohn- und Preisentwicklung wurde die AHV/IV-Minimalrente von
CHF 1175 auf CHF 1185 und die Maximalrente von CHF 2350 auf CHF 2370 angehoben.
Dies führte auch zur Erhöhung verschiedener mithilfe der AHV-Mindestrente
berechneter Beträge, etwa des Betrags zur Deckung des allgemeinen Lebensbedarfs bei
den EL (von CHF 19'290 auf CHF 19'450 für Alleinstehende) oder des
Koordinationsabzugs bei der beruflichen Vorsorge (von CHF 24'675 auf CHF 24'885).
Dies führe bei den Renten zu Mehrkosten von CHF 430 Mio. pro Jahr, wovon ein
Grossteil von CHF 380 Mio. bei der AHV anfielen. Hinzu kämen Mehrkosten bei den EL
von CHF 2.1 Mio. 6

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.01.2019
ANJA HEIDELBERGER

In seinem Bericht zu den Motionen und Postulaten 2018 erachtete der Bundesrat im
März 2019 das Anliegen der Motion Dittli (fdp, UR) zur Anhebung der AHV-Leistungen
für Hörversorgungen auf das Niveau der IV-Vergütungen als erfüllt, nachdem er per 1.
Juli 2018 die Verordnung über die Abgabe von Hilfsmitteln durch die Altersversicherung
wie verlangt geändert hatte. Stillschweigend schrieben Stände- und Nationalrat die
Motion in der Sommersession 2019 ab. 7

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 18.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

Nur zwei Jahre nach der letzten Erhöhung gab der Bundesrat im Oktober 2020 bekannt,
dass er die AHV- und IV-Renten per 1. Januar 2021 erhöhen werde. Die Minimalrente
betrage entsprechend neu CHF 1195 (+CHF 10), die Maximalrente CHF 2390 (+CHF 20).
Gleichzeitig erhöhte er auch die Mindestbeiträge der Selbständigerwerbenden und der
Nichterwerbstätigen für AHV, IV und EO und den Betrag für die Deckung des
allgemeinen Lebensbedarfs der EL. 
Auch den Koordinationsabzug in der beruflichen Vorsorge sowie die Eintrittsschwelle
und den Steuerabzug für die Säule 3a passte der Bundesrat nach oben an. 8

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.01.2020
ANJA HEIDELBERGER

Invalidenversicherung (IV)

Mit einer Änderung der IV-Verordnung setzte der Bundesrat auf den 1. April eine
Bestimmung in Kraft, nach welcher Bau- und Betriebsbeiträge an Institutionen für
erwachsene Behinderte inskünftig nur noch gewährt werden, wenn für diese
Einrichtungen ein kantonaler oder interkantonaler Bedarf nachgewiesen wird. Auf den 1.
Januar 1997 wird der Bedarfsnachweis auch auf die Dienstleistungsangebote der
privaten Invalidenhilfe ausgedehnt. Damit soll die Entwicklung des Angebotes vermehrt
inhaltlich und finanziell gesteuert werden. Die Ausrichtung von IV-Beiträgen für
behinderte Kinder wird künftig mit Pauschalabgeltungen an die Kantone vereinfacht.
Bisher wurden die Beiträge direkt an die Institutionen überwiesen. 9

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 26.11.1996
MARIANNE BENTELI

Ende August beschloss das BSV ein auf mehrere Jahre angelegtes breites
Forschungsprogramm zur Invalidenversicherung mit dem Ziel, wissenschaftlich
gesichertes Wissen zur IV und zur Umsetzung der eingeleiteten Reformen zu erarbeiten
und nutzbar zu machen. Damit sollen heute bestehende Wissenslücken geschlossen
werden, um die weitere Entwicklung des Sozialwerks nachhaltig steuern zu können. 10

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 24.08.2006
MARIANNE BENTELI

Per 1. März 2016 nahm der Bundesrat durch eine Verordnungsänderung Trisomie 21 in
die Liste der Geburtsgebrechen auf und empfahl in der Folge die Motion Zanetti (sp,
SO) zur Abschreibung. Stillschweigend stimmten Ständerat und Nationalrat diesem
Antrag in der Sommersession 2017 zu. 11

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 12.06.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im November 2021 gab der Bundesrat bekannt, die Weiterentwicklung der IV per 1.
Januar 2022 in Kraft zu setzen. Vorgängig hatte er zur Umsetzung der
Gesetzesänderungen überdies umfassende Verordnungsänderungen an der IVV, an der
Verordnung über Geburtsgebrechen und an der Verordnung über ambulant erbrachte
Leistungen vorgenommen. Nach einer zwischen Dezember 2020 und März 2021
durchgeführten Vernehmlassung gab er seine Änderungen bezüglich der Optimierung
der Eingliederung (u.a. Früherfassung und Frühintervention oder
Integrationsmassnahmen), medizinischen Massnahmen (u.a. eine Änderung der
Definitionskriterien von Geburtsgebrechen und eine Aktualisierung der

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 03.11.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Geburtsgebrechenliste), zu einem Kompetenzzentrum Arzneimittel, zu Tarifierung und
Rechnungskontrolle, zum stufenlosen Rentensystem, zur Fallführung sowie zu
Verfahren und Begutachtung bekannt. 12

Unfallversicherung

Per Anfang 2016 erhöhte der Bundesrat die Jahresobergrenze für den versicherten
Verdienst in der obligatorischen Unfallversicherung. Damit kann erneut sichergestellt
werden, dass die grosse Mehrheit der Versicherten, nämlich gemäss dem gesetzlichen
Auftrag mindestens 92%, höchstens aber 96%, zu ihrem vollen Verdienst versichert ist.
Die letzte Anpassung war per Anfang 2008 vorgenommen worden, die seitherige
Lohnentwicklung machte nun eine Anhebung der Obergrenze von CHF 126'000 auf CHF
148'200 notwendig. Der Wert ist nebst der Unfallversicherung auch für die
Arbeitslosenversicherung und für die Taggeldberechnung in der Invalidenversicherung
massgebend. Die Prämien- und Beitragssätze sind von der Anpassung nicht betroffen. 13

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 01.01.2016
FLAVIA CARONI

1) Medienmitteilung Bundesamt für Gesundheit 12.11.2014; TA, 15.11.14
2) Medienmitteilung BSV vom 7.6.19; TA, WW, 29.8.19
3) Medienmitteilung BR vom 1.7.20 (zu AVIG); Medienmitteilung BR vom 1.7.20 (zu BVG); Medienmitteilung BR vom 1.7.20 (zu
EO); Medienmitteilung BR vom 1.7.20 (zu KAE); Medienmitteilung BR vom 11.9.20; Medienmitteilung BR vom 12.8.20;
Medienmitteilung BR vom 19.6.20; Medienmitteilung BR vom 20.5.20; Medienmitteilung BR vom 22.4.20; Medienmitteilung
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